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I. WAHLORDNUNG FÜR DIE WAHLEN ZUM KONVENT, ZUM SENAT 
UND ZU DEN FACHBEREICHSKONFERENZEN DER TECHNISCHEN 

HOCHSCHULE DARMSTADT vom 12. 7. 1972
Gemäß § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Hessen vom 12. 5. 1970 (GVB1. I S. 315), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. 5. 1971 
(GVB1.1 S. 109), habe ich mit Erlaß vom 17. 10.1972 — V A 3 — 410/03 (2) — 66 — die am 12. 7.1972 vom Konvent der Technischen Hochschule Darmstadt beschlos­sene Wahlordnung für die Wahlen zum Konvent, zum Senat und zu den Fach­
bereichskonferenzen der Technischen Hochschule Darmstadt genehmigt. Die Ent­scheidung über die Genehmigung des § 27 Abs. 3 letzter Satz wurde zurückge­stellt.
Ich gebe die Wahlordnung in der Fassung des Genehmigungserlasses bekannt. 
§ 27 Abs. 3 letzter Satz wird ebenfalls bekanntgemacht.

§ 1t

Wahlverfahren, allgemeine Bestimmungen
(1) Die Mitglieder des Konvents werden in getrennten Wahlgängen (Gruppen­wahl) unmittelbar und geheim und nach den Grundsätzen der Verhältniswahl 
aufgrund von Listen gewählt. Briefwahl ist zulässig.
(2) Die in dieser Wahlordnung vorgesehenen Fristen enden jeweils um 17.00 Uhr des Ablauftages. Fällt der letzte Tag einer Frist auf einen Samstag oder gesetz­
lichen Feiertag, so endet die Frist am nächsten Werktag.
(3) Arbeitstage sind die Werktage mit Ausnahme des Samstags.
(4) Die Wahlen werden an mindestens zwei, höchstens vier aufeinanderfolgen­
den nicht vorlesungsfreien Arbeitstagen in der Zeit von 09.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
durchgeführt.

§ 2
Wahlorgane

(1) Wahlorgane sind:
1. der Wahlvorstand,
2. der Kanzler als Wahlleiter.
(2) Der Wahlvorstand kann zur Durchführung der Wahlhandlung Wahlaus­
schüsse bestellen.
(3) Wahlvorstand und Wahlleiter können zur Erfüllung ihrer Aufgaben Hilfsper­
sonen heranziehen (Wahlhelfer).
(4) Die Tätigkeit im Wahlvorstand und in den Wahlausschüssen ist ehrenamtlich. Die Mitglieder des Wahlvorstandes und der Wahlausschüsse sowie die Wahlhel-

3



pmchtetZUr Unparteiischen und gewissenhaften Erfüllung ihrer Aufgaben ver-

Wahlvorstend angehören.er r̂aUenSmann°r Wr WahIvorschläge dürfen nicht dem
(6) Zur Teilnahme an der Wahlhandlung und zur Mitarbeit i™ m * n  Wahiausschüssen ist in angemLenem

§ 3
Wahlvorstand

(1) Der Wahlvorstand hat zehn Mitglieder.
Ahs%gn Ören jM We‘ Vertret6r d6r im K0"TO" ‘ vertretenen(§ 14, Abs. 2 Universitatsgesetz vom 12. Mai 1970 — GVB1. I S. 324).

(3) Die Mitglieder des Wahlvorstandes werden von den Vertretern ihrer GrunDe 
lm K°nVent g6Wählt- Für ^des Mitglied ist zugleich ein S t d l v S S ^ S S S
stenTpaohIt !if ej GrUppe die von ihr zu entsendenden Mitglieder des Wahlvor-

und Ä S
v o n  i h r e m

erfn^pf10̂ 0  ̂ Gin ^ ^ * ed des Wahlvorstandes oder ein Vertreter vorzeitig aus erfo gt msoweit eine Ergänzungswahl nach Abs. 3. Erfolgt die ErgTnzungswahi mcht oder nicht rechtzeitig, gilt Abs. 4 entsprechend. Erganzungswahl
Vprtrpt WahIvorstand wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und dessen 
jüngs te Z  Mitghe^ ztT: ScJirif,tfüJlrer- Bei Stimmengleichheit entscheidet das vom 
m T zfv erfaäem  M  * *  ^  Schriftfüh^ s  ist sinnge-
elipd^r Wahlvorjstand ist beschlußfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mit- nwesend sind. Er entscheidet mit einfacher Mehrheit der Anwesenden.
ren w  y ahIordnun& nichts anderes bestimmt, richtet sich das Verfah-
(GVB1 I sa*m?rS n? iT  naCh den m ® 9 des Hochschulgesetzes vom 12 Mai 1970’ (LrVBl. I S. 315) enthaltenen Grundsätzen.

§ 4
Aufgaben des Wahlvorstandes

“ung d e r^ h T T * 8“? ** “ V ” * °rd™n^ m ä ß e  Vorbereitung und Durchfüh- g Wahl verantwortlich. Die Aufgaben des Wahlleiters bleiben unberührt.
(2) Der Wahlvorstand nimmt die ihm durch diP,p
g g g - y  *  — «  « -  « •
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(3) Der Wahlvorstand beschließt insbesondere über
1. die Bestimmung des Wahltermins und der Wahllokale2. d^  Termin zur Einreichung der Vorschlagslisten3. die Bildung von Stimmbezirken,
4. die Prüfung, Zulassung und Bekanntmachung der Vorschlagslisten
6 S 611611 d e r° £fenl< * ™ Z  des W ä h lerv erze ich n isse s*. Berichtigungen des Wählerverzeichnisses nach § 9 7. die Feststellung des endgültigen Wahlergebnisses,’ ö. die Zuteilung der Sitze,
9. Wahlanfechtungen.

leiterset-forderlichuSSen AbS' 3 Nr’ 1’ 2 und 5 ist die Zustimmung des Wahl-
(5) Verhandlungen des Wahlvorstandes sind öffentlich § 9 Ah, r Hpc tt • •

des WaWvorstandes Sind durch Aushang und gegebenenfalls auf andere Weise universitätsöffentlich bekanntzumachen. ^geüenenfaUs auf
§ 5

Aufgaben des Wahlleiters

der Wahlen ver“

§ 6
Aufgaben der Wahlausschüsse 

§ 7
Wahlberechtigung (Aktives Wahlrecht)(1) Wahlberechtigt sind

1. die Professoren,2. die Dozenten,
3. die wissenschaftlichen Bediensteten,4. die Studenten, die im Sinne von 5 4fi Ah, 1 Hoc uv.* .....Hochschule immatrikuliert sind- § Umversitatsgesetzes an der
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rufliche Tätigkeit gilt auch eine Teilzeitbeschäftigung, die mehr als die Hälfte 
der tarifrechtlich oder dienstrechtlich vorgesehenen Arbeitszeit umfaßt.

(2) Entpflichtete Professoren, die mit der Vertretung ihrer Professur beauftragt sind, üben das Wahlrecht in der Gruppe der Professoren aus.
(3) Zu den Wahlberechtigten gehören auch solche Personen, die mit der Wahr­
nehmung der Aufgaben eines Professors, eines Dozenten oder eines wissenschaft­lichen Bediensteten beauftragt sind.
(4) Wer in mehreren der in Abs. 1 aufgezählten Gruppen wahlberechtigt wäre, 
übt sein Wahlrecht in der Gruppe aus, die in der Aufzählung in Abs. 1 von den infrage kommenden Gruppen durch die jeweils niedrigste Zahl bezeichnet ist.
(5) Das Wahlrecht derjenigen Wahlberechtigten, die für das Semester beurlaubt sind, in dem die Wahl stattfindet, ruht.

§ 8

Wählbarkeit (Passives Wahlrecht)
(1) Wählbar sind alle Wahlberechtigten, die der Universität im Zeitpunkt der 
Wahl mindestens sechs Monate angehören (§ 14 Abs. 2 Satz 2 des Universitäts­gesetzes).
(2) Für Studenten gilt diese Voraussetzung als erfüllt, wenn sie im vorhergehen­den Semester an der Universität ordnungsgemäß immatrikuliert waren, und zwar 
ohne Rücksicht auf das Datum, an dem die Immatrikulation oder Rückmeldung im einzelnen erfolgt ist.

§ 9
Wählerverzeichnis

(1) Die Ausübung des Wahlrechts setzt die Eintragung in das Wählerverzeichnis voraus (§ 22 des Hochschulgesetzes). Die Wirksamkeit der Erteilung von Wahl­scheinen nach Abs. 6 Satz 2 bleibt unberührt. Das Wählerverzeichnis gliedert sich 
entsprechend § 4 Abs. 3 des Universitätsgesetzes in fünf Gruppen (I = Profes­soren, II = Dozenten, III =  Studenten, IV = wissenschaftliche Bedienstete, V = 
nichtwissenschaftliche Mitarbeiter).
(2) Drei Wochen vor dem Wahltermin wird das Wählerverzeichnis geschlossen. 
Es muß an mindestens fünf nicht vorlesungsfreien Arbeitstagen vor der Schlie­
ßung offengelegt sein.
(3) Der Wahltermin ist so zu bestimmen, daß zwischen dem letzten Tag der Rück­meldefrist für Studenten und dem Tag, an dem das Wählerverzeichnis geschlos­
sen wird, mindestens fünf Arbeitstage liegen.
(4) Die Eintragung eines Studenten in das Wählerverzeichnis findet im Falle 
einer nachträglichen Immatrikulation oder Rückmeldung nach Ablauf des letz­ten Tages der allgemeinen Rückmeldefrist nicht mehr statt. Die Eintragung eines
6

Professors, eines Dozenten, eines wissenschaftlichen Bediensteten oder eines 
nichtwissenschaftlichen Mitarbeiters in das Wählerverzeichnis findet nicht mehr statt, wenn seine Einstellung, Anstellung oder Ernennung nach der Schließung 
des Wählerverzeichnisses erfolgt. Ändert sich die Zugehörigkeit eines Wahlbe­rechtigten zu einer Gruppe nach den in diesem Absatz genannten Zeitpunkten, übt er das Wahlrecht in der Gruppe aus, der er seither angehörte.
(5) Das Wählerverzeichnis muß durch Beschluß des Wahlvorstandes neu eröffnet und zu dem vom Wahlvorstand zu bestimmenden Termin erneut geschlossen 
werden, wenn der Wahltermin verschoben oder die Wahl wiederholt wird.
(6) Gegen die Nichteintragung oder die Eintragung einer falschen Gruppenzu­
gehörigkeit eines Wahlberechtigten in das Wählerverzeichnis kann von diesem während der Offenlegung des Wählerverzeichnisses Widerspruch beim Wahlvor- stand eingelegt werden. Gibt der Wahlvorstand dem Widerspruch statt, erteilt er einen Wahlschein (§ 16 Abs. 1 Nr. 1).
(7) Gegen die Eintragung einer Person in das Wählerverzeichnis, die nicht wahl­berechtigt ist, kann von jedem Wahlberechtigten während der Offenlegung des Wählerverzeichnisses Widerspruch beim Wahlvorstand eingelegt werden. Der 
Eingetragene soll dazu gehört werden. Beschließt der Wahlvorstand die Strei­chung des Eingetragenen aus dem Wählerverzeichnis, ist dieser unverzüglich schriftlich (Einschreiben mit Rückschein) zu benachrichtigen. Er kann binnen 
einer Ausschlußfrist von fünf Tagen nach der Beschlußfassung des Wahlvorstan­
des Widerspruch beim Wahlvorstand einlegen. Abs. 6 Satz 2 gilt entsprechend.
(8) Nach Schließung des Wählerverzeichnisses bedarf die Berichtigung offensicht­
licher Fehler, Unstimmigkeiten oder Schreibversehen von Amts wegen eines Be­schlusses des Wahl Vorstandes.
(9) Wird ein Widerspruch durch den Wahlvorstand zurückgewiesen, kann der 
Betroffene dagegen die Entscheidung des Verwaltungsgerichtes herbeiführen. Die Klage ist gegen den Wahlvorstand zu richten.

§ 10
Verfahren zur Aufstellung der Wählerverzeichnisse

(1) Der Wahlleiter entscheidet — nach Bildung des Wahlvorstandes in Benehmen 
mit diesem — in welcher Weise die Eintragung in das Wählerverzeichnis für Stu­denten zu bewirken ist. Er kann dazu anordnen, daß die Formulare bei der Imma­
trikulation oder Rückmeldung entsprechend zu ergänzen sind. Dies gilt auch für 
die Benachrichtigung der Studenten von ihrer Eintragung in das Wählerverzeich­nis (§ 22 Abs. 6 des Hochschulgesetzes).
(2) Die Eintragung der Mitglieder der anderen Gruppen in das Wählerverzeich­nis erfolgt aufgrund der in der Hochschule vorhandenen Personalunterlagen. Die 
Benachrichtigungen können über die Hochschuleinrichtungen verteilt oder mit der Post übersandt werden.
(3) Das Wählerverzeichnis 4UUß, Name, Vorname, Geburtstag und Dienststelle oder Einrichtung bzw. bei Studenten Matrikelnummer enthalten.



Zustellungen an Wahlberechtigte
^ W\ hl° i r e genügen der von ihnen zu fordernden Sorgfalt, wenn sie ibenachrieht^ungen, Wahlunterlagen oder sonstige individuelle Mitteilun

n  die A?Sdtti£t absenden' d™  Wähle“ * -' ms aus den m der Umversitat vorhandenen Personalunterlagen ersichtlich

(2) Es ist Sache des Wahlberechtigten, die Wahlorgane von Änderungen der An
pflichtet“ Na*fnr iChtlgen' “ e ^ ahIorgane ih«  Hilfskräfte sind nicht verl
falls Posts^nd™^, ?  T , , ? 'mi“ IUng der richtiSen Anschrift einzuleiten,anstenen s„we ,Tl Unzustellbar ^rückkommen. Sie sollen Nachforschungen eilen, soweit dies ohne Vernachlässigung anderer Aufgaben möglich ersehest.

§ 12
Vorschlagslisten

Mn^uvhb-V0rschl^ sllste kann beliebig viele Bewerber enthalten. Sie soll nach
Z r  V Weniger alS 1Ünf Bewerber aufweisen. Die Reihenfolgeder Bewerber muß aus der Vorschlagsliste ersichtlich sein.

(2) In einer Vorschlagsliste können jeweils nur Bewerber aus der Gruppe
schamr/h 830? ^ - ^ 8! *®r GmPPe dGr Dozenten> der Gruppe der wissen- n ?  dTr n?rhtBe-dienSt? ei!vaUS der Gruppe der Studenten oder aus der Grup- f® dpr nichtwissenschaftlichen Mitarbeiter benannt werden. Bewerber, die
Wahlvn 7  i 1Sen GruPPe nicht wählbar sind, werden durch Beschluß des Wahlvorstandes von der Vorschlagsliste gestrichen.
rPhntf J ° f '* lagf  *te mUß den Namen und Vornamen des Bewerbers, sein S tL  Ä  dlG DienststelIe oder den Fachbereich enthalten, in der ergebfn * °der StUdiert Bei Studenten ist ferner die Matrikelnummer anzu-
(4) Mit der Vorschlagsliste ist die schriftliche Einverständniserklärung der

ge£anni en Bewerber zur Kandidatur auf diesem Wahlvorschlag vor­
unzulässig ^  Benennung eines Bewerbers ohne Einverständniserklärung ist
(5) Ein Bewerber darf nur auf einer Vorschlagsliste genannt werden. Wird
d i i r p h E i n v e r s t ä n d n i s  auf mehreren Listen genannt, ist er durch Beschluß des Wahlvorstandes auf allen zu streichen.
PorSn6 V0rsf la®s!i!te wird nur zuge>asssen, wenn sie von mindestens zehn 
sind Der »  r  " . W1,rd’ die m der jeweili8en Gruppe wahlberechtigt 
Ä S S T  kan“ diG Vo“ " ' W  d-  er kandidiert, au *
I erd™ !m Wa^ V01:SChIag nach Satz 1 un‘erstützt, hat dabei zu seiner Per­son dieselben Angaben zu machen, die von Wahlbewerbern nach Abs. 3 ge-

§ 11
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fordert werden Soweit die Unterstützung von Wahlvorschlägen durch listen- 
m L to e z u m a * ren.erl°lgt’ ^  ertorderlichen Angaben mit der Schreib-
(7) Ein Wahlberechtigter kann nur eine Vorschlagsliste im Sinne von Abs 
6 Unterstufen; hat jemand mehrere Vorschlagslisten unterzeichnet, ist seine Unterschrift auf allen Vorschlagslisten ungültig.
(8) . Bme, VorschIagsliste, die bei ihrer Einreichung im Sinne von Abs. 6 aus­reichend unterstützt war, ist auch dann zugelassen, wenn Unterzeichner der

^  erklären> daß sie diesen Wahlvorschlag nicht länger
(9) Um die Bearbeitung von Rückfragen des Wahlvorstandes und die Klä­rung von Zweifelsfragen zu erleichtern, soll in jedem Wählvorschlag ein Ver- 
r PT maM unter Angabe seiner Anschrift und möglichst auch seines Fem- sprechanschlusses benannt werden. Falls keine besondere Benennung erfolgt, gilt der auf dem ersten Platz der Vorschlagsliste genannte Bewerber als Ver­trauensmann des Wahlvorschlags. Der Vertrauensmann ist zur Abgabe und 
T T  ™PatJg ^ E rk lä ru n g e n  gegenüber dem Wahlvorstand und dem Wahl- ieiter bevoHmacht^t. Die Wahlorgane können jedoch in allen Fällen auch
geg“ raabgebenamng“  V°“ d“  Bewerbem entgegenehmen und ihnen

§ 13
Prüfung der Vorschlagslisten

(1) Die Vorschlagslisten sind innerhalb der vom Wahlvorstand bestimmten Ernten ,§ 4 Abs. 3 Nr. 2, beim Wahlamt einzureichen. Das W ahlL t“ rk" 
auf jeder eingereichten Vorschlagsliste Tag und Uhrzeit des Eingangs prüft 
keß Vorschlagslisten auf lhre äußere Ordnungsmäßigkeit und Vollständig- 
Abs 3 N " T  segebenenfalls auf Mängel hin. Bis zum Ablauf der nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 bestimmten Frist können Vorschlagslisten zurückgenommen
?taanddesrV°der * e^ en (§ 12 Abs' 9)’ Die Mitglieder des Wahlvor-’des können wahrend der Dienstzeit jederzeit beim Wahlamt Einblick in eingereichte Vorschlagslisten nehmen.
T  Ügl!ch nach Ab^auf der in § 4 Abs. 3 Nr. 2 genannten Frist tritt
f h rP ^ i  °rS d ZUf mmen> um die Vorschlagslisten zu prüfen und über h .. Ulassang zu entscheiden; der Wahlvorstand kann die Vorschlagslisten 
hinweLem Eingang * * * *  Und die Vertrauensmänner auf Mängel
tf) Wahlvorschläge, die verspätet eingereicht werden,.oder den durch diese 
Wahlordnung aufgestellten Anforderungen nicht genügen, sind nicht zuzulas-

(4) Der Wahlvorstand benachrichtigt unverzüglich die Vertrauensleute der 
M s^n^veraast1̂ ^ ak*vorsck â^e unter Angabe der Gründe, aus denen die z t



s'SlußfrS vonfM ^ ™ ' « “  ^ h  kann binnen einer Aus- Die Frist bes°nnt ^ f t^  ,r ™ erspruch beim Wahlvorstand eingelegt werden mit der Verkündung der Entscheidung des Wahlvorstandes.
w e r b e r v o n d e r J 6™ der Wahlvorstand einzelne Be- chlagshste streicht, diese im übrigen aber zuläßt.

1,1X11 daS ™m Vorsitzenden des Wahl- 

§ 14
Persönlichkeitswahl

die Wahl als P^rsönH<LkU-St ^ ruppe nur eine Liste eingereicht, so wird 
liehe K an^d^e^^r^L jst^^auf^ *  diesem Fall werden samt-berechtigte kann so viele K a n L a t Stl” mzettel aufgeführt. Jeder Wahl-
anstehen. Stimmenhäufung ist unztlässigan UZen’ W'6 SltZe ZUr Verteilun«
der ProfesMren^m 7pWiahlet? a n Kandidaten bestimmt sich nach der Anzahl i-roressoren im Zeitpunkt der Schließung des Wählerverzeichnisses.
fnttalTeSerne s t ng d"  a“ “  erM gt nadl der An2ahl der auf die Kandidaten

§ 15
Wahlunterlagen

ta d l: w X “ “ f  erM1‘ « * «  - in e  Eintragung
soilened ^ T tetJaSen f5  die verschiedenen Gruppen der Wahlberechtigten

VerSChfedener “  °d«  verschieden,artige?
denSWaM Wahlvorstand und Wahlleiter es für erforderlich halten kann
tiefen iih Y  'Y Y ?  em Merkblatt beigefügt werden, das den Wahlberech tigten über Einzelheiten näher unterrichtet.
ä L Im, ^ igenA Sind der Wahltermin- die Besonderheiten des Wahlverfah- stindp • H ^  H^ ^  B̂ekanntmachunS von Entscheidungen des Wahlvor eigneten Aushang einer gedruckten Wahlbekanntmachung an ge-
sind riip Ts u en+ Gru Hocbscbule rechtzeitig bekanntzumachen. Außerdem sind die Bekanntmachungen beim Wahlamt offenzulegen. Die Wahlbekannt^ machung soll auch auf die voraussichtlichen Sitzungstermine und Sitzungs raume sowie die Geschäftsräume des Wahlvorstandes hinweisen. S
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Wahlschein
(1) Einen Wahlschein erhält auf Antrag vom Wahlvorstand
1. ein Wahlberechtigter, dessen Einspruch erst nach Schließung des WähWVerzeichnisses stattgegeben wird, ng des Wahler-
2. ein Wahlberechtigter, der von der Briefwahl Gebrauch machen will.
(2) Die Ausgabe von Wahlscheinen nach Abs. 1 Nr. 1 ist in ein^r Anio«
Wählerverzeichnis, die Ausgabe von Wahlscheinen n a 4  Abs f  n/Y  im Wählerverzeichnis selbst zu vermerken. • 1 Nr. 2 im

§ 17
Ausgestaltung der Formulare

(1) Soweit im folgenden nichts Näheres bestimmt ist, entscheidet der WahlVorstand über die äußere Gestaltung der Wahlunterlagen. h
(2) Für jede Gruppe (§ 7 Abs. 1) werden besondere Stimmzettel h e ree^ m  
Auf dem Stimmzettel sind die Vorschlagslisten jeweils in der Reihenfolge
£ n L < §  13 AbS' ?) Unter Angabe von Name, Vorname Dienst Fâ hbf eich der an erster bis dritter Stelle genannten Bewerber

die mit einem Kennwort versehen sind’ ist - ch das 
§ 18

Verlust von Wahlunterlagen
(1) Verschriebene oder unbrauchbar gewordene Stimmzettel oder Wahlum ’schlage sind nur gegen Rückgabe zu ersetzen. wanium-
(2) Wahlscheine und Wahlbenachrichtigungen werden nicht ersetzt.

§ 16

§ 19
Wahlhandlung

(1) Der Wähler erhält vor Betreten des Wahllokales einen Stimmzettel 
daR^ Wablu™sĉ ag- Fer Wahlvorstand (Wahlausschuß) trifft Vorkehrungen daß der Wähler den Stimmzettel im Wahlraum unbeobachtet kennzeX en
E  Wahkam^ziTTC^^denfYir^Beg'inn^der StimmabgY ^
eingerichtet s T d “  u S r “ * »gevforfen " S  ? £ £  ^
inen zu verwenden; es sei denn, daß die äußere Kennzeichnung der For-
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des WahlTOrste^ e s  Ver-
d l S0M « g L t o ^ e f w M ZUr f ‘™mab^ be geöffnet ist, müssen mindestens r r ,™ !  6 • ° Wahlvorstandes (Wahlausschusses), die verschiedenenGruppen angehoren sollen, im Wahlraum anwesend sein.
Waw”e ~ e  in'd ‘n die Urne is‘ ^ s t e l l e n ,  ob derist e in  am» ‘f„  T  Wählerverzeichnis eingetragen ist. Zu diesem Zweck
Wah LnTchrtw  e‘S,,mIt Lichtbild °d«  d«  Wahlschein vorzulegen. Die W a h W s S f i r 8 -,“ '  mitgebracht werden. Der Wähler übergibt den 
glied des Wahl t T  d6r EnlgeEennahme der Umschläge betrauten Mit­f e r s „ “ e ^ X '> .rstandaa «Wahlausschusses), das ihn in Gegenwart des Wah-
^ S ^ r k e m  “ “  ! f ' Dfe S“ gaba *  im Wählerver-
unirStShal6 W“ ^  unterbrochen oder wird das Wahlergebnis nicht Vorstand (W ah^  Absc)jluß der Stimmabgabe festgestellt, so hat der Wahl- ßen und o (̂ aßlaus^chuß) fur die Zwischenzeit die Wahlurne so zu verschlie-
ohL Beschldl WaxreiJ ;daß dGr EinWUrf °der die Entnahme von Stimmzetteln ne Beschädigung des Verschlusses unmöglich ist.
£ 6!p°rt Und di,e Art und Weise> in der Wahlurnen bei einer sich über mehre-
wird endf n Wahlhandlung jeweils zur Nachtzeit verwahrt werden,
W iedo°^-^ahlVOr,Stand im Einvernehmen mit dem Wahlleiter bestimmt. Bei
m e n z ä h w T T  ? ?  7*™  Und bd Entnahme der Stimmzettel zur Stim-gen daß defvifr X \  Wahlvorstand (Wahlausschuß) davon zu überzeu­gen, aan der Verschluß unversehrt ist.
ZeitNd S f ^ bIaUf dert,fÜr diG DurchführunS der Wahlhandlung festgesetzten Zeit dürfen nur noch die Wahlberechtigten abstimmmen, die sich in diesem
zu sneUrren T  “ Um heB*d« L ^  ^  ZUm Wahl-u m  ist »  lange erklärt 'der Wahl® an7 esand^n Wähler ihre Stimme abgegeben haben. Sodann lart der Wahlvorstand (Wahlausschuß) die Wahlhandlung für beendet.
d e \ t e ^ v ö m t e n d gen’ —  ^  der Wahlha" dld"S «geben, entschei-

Wahlraum muß allen dort Wahlberechtigten während der Dauer derAnrir ^  uns zugänglich sein. Der Wahlvorstand (Wahlausschuß) ordnet bei
h T s tta m h f1 V W ä™  Wahlraum- Soweit die Durchführung der Wahl
Mite X  ö i  w  f Sa -len übertra«en ig‘ (§ 6 Abs. 1), haben alleMitglieder des Wahlvorstandes, ihre Vertreter und der Wahlleiter das Recht
a u L ^ i r 1 1  in den Wahlraume" “ d ba‘ den Verband“  der WaM-

§ 20
Briefwahl

(1) Ein Wahlberechtigter, der von der Briefwahl Gebrauch machen will h a t  
den Antrag bis zur Schließung des Wählerverzeichnisses beim WahTamt zu
12

stellen. Die Briefwahlunterlagen (Wahlschein, Stimmzettel, Wahlumschlag, Wahlbriefumschlag) werden auf Antrag dem Wahlberechtigten ausgehändigt bzw. rechtzeitig vor der Wahl zugesandt.
(2) Der Wahlvorstand kann Ausnahmen von der in Abs. 1 Satz 1 bezeich­n te n  Frist zulassen, sofern dafür ein wichtiger Grund vorliegt.
(3) Der Wahlberechtigte kennzeichnet persönlich und unbeobachtet seinen Stimmzettel, legt ihn in den Wahlumschlag und verschließt diesen. Er un­
terschreibt folgende

Erklärung zur Briefwahl Den beigefügten Stimmzettel habe ich persönlich gekennzeichnet .....................  , den .............

(Unterschrift des Wählers)
und legt diese mit dem verschlossenen Wahlumschlag und dem Wahlschein in den Wahlbriefumschlag, verschließt den Wahlbriefumschlag und übersen­det den Wahlbrief durch die Post an die vorgedruckte Anschrift
(4) Der Wahlbrief kann auch während der Dienststunden in der Dienststelle 
des Wahlleiters oder an einem anderen vom Wahlvorstand bestimmten, uni­versitätsöffentlich bekanntgemachten Ort abgegeben werden. In diesem Fall vermerkt der zur Annahme Berechtigte Tag und Uhrzeit des Eingangs auf 
dem Wahlbrief und zeichnet den Vermerk ab.
(5) Die Stimmabgabe gilt als rechtzeitig erfolgt, wenn der Wahlbrief dem Wahlvorstand im Wahllokal oder der von diesem sonst bezeichnten Stelle bis zum Ablauf der für die Durchführung der Wahlhandlung festgesetzten 
Zeit zugegangen ist.
(6) Vorzeitig eingehende Wahlbriefe dürfen erst am Tage der Auszählung unter Aufsicht des Wahlvorstandes oder des von diesem damit beauftragten Wahlausschusses geöffnet werden (§ 22 Abs. 1). Bis dahin sind sie nach Wei­sung des Wahlvorstandes verschlossen sicher aufzubewahren.

§ 21
Wahlmaschinen

(1) Soweit das Wahlgeheimnis und die Sicherheit der Feststellung des Wahl­ergebnisses nicht beeinträchtigt werden, kann nach Beschluß des Wahlvor- standes die Stimmabgabe in einzelnen oder allen Stimmbezirken mit Hilfe 
von Wahlmaschinen erfolgen.
(2) In diesem Fall bestimmt der Wahlvorstand das Verfahren im einzelnen unter Beachtung der in dieser Wahlordnung niedergelegten Grundsätze im 
Einvernehmen mit dem Wahlleiter.

§ 22
Auszählung

(1) Nach Schluß der Wahl erfolgt die Auszählung der Stimmen. Die Wahlur-
13



nen werden geöffnet die .wird mit der Zahl der m h h 1 m.. der Urne enthaltenen Wahlumschläge verglichen. Cn dem Wählerverzeichnis abgegebenen Stimmen

sammengezählt. kigsliste entfallenen gültigen Stimmzettel werden zu-
(3) Ungültig sind Stimmzettel

3. die nicht gekennzeichnet sind,
5' d‘e o to ä n e r v T ™ h a W ta l to felSlrei erg‘bt'(4) Mehrere in einpm w  ui
lauten, werden als eine Stirn umschlag enthaltenen Stimmzettel, die gleich­
zeichnet, ist die Stimmabgabe ungültig ^  urderscbiedbch gekennzeichnet,

beschließt, w eil’s iezu  Zw Sf ° der Un§ültigkeit der Wahlvorstand
zu versehen und von Hpn u Anlaß geben’ sind mit fortlaufender Nummer
unterlagen aufzubewahren U ngen Stlmmzetteln gesondert bei den Wahl-

§ 23
Auszählung der Briefwahlstimmen(1) Die Mitglieder dp«ausschusses öffnen die pabl/ orstandes oder des damit beauftragten Wähl­

t e n  den Wahlschein und dln W a K  Und
klärung zu7Briefw f hl bd denen der Wahlschein, die Er-
abgabe. Sie werden gesondert v e rw a h rt™ ^ 8 feWen’ gelten niCht alS Stimm'

Eintragungen im WälilerverzeiAni^e^ghcl^lf^h^’ ^  Wahlscheine mit den
Wahlumschläge getrennt11 Dip§w  ergeben> werden Wahlscheine und
« it bei der Öffnung desW^hlumfrn *" Sdll.?ge sind in Urnen zu legen, da- benachrichtigung ersichtlichen No ags Rückschlüsse'auf den aus der Wahl­werden können. Die Wahlumschlä deS Wahlberechtigten nicht gezogen 
zur Urnenwahl nach § 19 benutzten Urne^gelegtZ e v d e ^  Z™eCk aUCh in ^
(5) Für die Auszählung gilt § 22 entsprechend. §

§ 24
S t e l l u n g  des Wahlergebnisses

(1) Sofern Wahlausschüsse einsesef7t jgesetzt werden, prüft der Wahlvorstand die Wahl-
14

Wedersehriften der Wahlausschüsse, entscheidet d die
Gesamtzahl der abgegebenen Stimmen, die Zah Pnt fallen sind fest.Zahl der Stimmen, die auf die zugelassenen Vorschlagslisten entfallen sind,
(2) Die Zuteilung der auf die einzelnen WählvorscWäge der Grapen na^M aß^
f be von § 21 Abs. 2 des Hochschulgesetzes die
dem Höchstzahlverfahren (d’Hondt). Dazu wer en  ̂ 2 3 usw> geteilt, bis
einzelnen Vorschlagslisten erhalten haben, so ang Gruppe zu ver­so viel Höchstzahlen ermittelt sind, wie Sitze J ^  einer Qruppe die glei-
feilen sind. Liegen für die Zuteilung des letzten tg an die Liste, die die
eben Höchstzahlen vor, erfolgt die Zuteilung es ^  ^  Anzahl von Stim-
metsten Stimmen erhalten hat. Sind auf die 1 Wahlvorstandes zu zie­hen entfallen, entscheidet das vom Vorsitzenden des warn
hende Los.„  . r-mnnierungen über Wahlbündnisse,(3) Erklärungen, die Wahlbewerber oder G P- . icht berücksichtigt.Listenverbindungen o. ä. abgegeben haben werfen d a ^ m a tEine Übertragung oder Delegation von überhangenden Stimmen
«) Wenn die einer Gruppe nach § 21 Abs. 2 ^  ^ ^ ta n e n ,b le ib e n  sie für die Sltze nach dem Wahlergebnis nicht besetzt werü 
Amtszeit dieses Konvents vakant.
|5) Das Wahlergebnis ist unverzüglich be^p3p ^ ^ ^ h lv o rs ta n d e s  schriftli rauensmänner sind durch den Vorsitzend
benachrichtigen.

Ver­
schriftlich zu

§ 25
Wahlniederschrift

j lir,H seine Beschlüsse sowie 1 Uber die Verhandlungen des Wahlvorstan schüsse sind Niederschrif-
)er die Wahlhandlung und die Tätigkeit er Wahlvorstandes (Wahl-
a ^  fertigen. Sie werden jeweils vom Schusses) imd einem Mitglied (Schriftführer) . „ rane der Wahlhandlung) Die Wahlniederschriften sollen insbesondere
Z e ic h n e n  u n d  besondere  V o rk o m m n is se  verm eri • ^  ^
] Die Stimmzettel, Wahlscheine und .sonst1lge” Y i 1rUN\ederschrift des Wahl- -ststellung des Wahlergebnisses zu bündeln u
^Standes über seine Verhandlung nach § 2 ei -u/arcrpbpnWahlleiter zu ubergeoen.1 Die Wahlniederschriften nebst Anlagen sind em aufzubewahren. Er
Sr Wahlleiter hat sie während der Amtszeit 2 obliegenden Entschei­det aufgrund dieser Unterlagen die ihm nach § 2

15



Wahlprüfung

der Wahl gegen zwingen He Tr Cin(?m Wahlberechtigten geltend gemacht, daß bei verstoßen sei, tritt der Wnhi orscllriften der Gesetze oder dieser Wahlordnung 
trag dazu kann nur innerb ™rstand in ein Wahlprüfungsverfahren ein. Der An- Wahlergebnisses eemäR k oo AI°n 10 Arbeitstagen nach der Bekanntmachung des 5 S 23 Abs. 5 gestellt werden.
an der Ausübung”^ ! ! !  der BeSründung) daß ein Wahlberechtigter
nicht mit der richtigen GnmnP rGC1 1 gehindert gewesen sei, weil er nicht oder 
gen wurde, oder daß ein* 2*1 g<5horigkeit in das Wählerverzeichnis eingetra- 
das Wählerverzeichnis eintet S°n 3n dGr ^ abl teilgenommen habe, die zwar in dann statt, wenn dieser aber nicbt wahlberechtigt war, findet nur^  ^  ereits gern. § 9 geltend gemacht worden ist.
daß die behaupteten v n n ^ T  ^ abiprüfun|sverfahren zu der Überzeugung, 
oder Formfehler das EreehnlmiAnilraf teller glaubhaft zu machenden Verstöße Wiederholungswahl ganz nrW T  .a 1 beeinflußt haben können, ordnet er eine zirke oder für einzelne Cr,mn0UrmZeIne Gruppen oder für einzelne Stimmbe- dung nach Satz 1 trifft der w \  ?  in einzelnen Stimmbezirken an. Die Entschei- 
Beschluß ist schriftlich zu T T  ™?  ”d mit der Mehrheit seiner Mitglieder. Der sehen und dem Antragsteller °mndep> mit einer Rechtsmittelbelehrung zu ver- D.e tragsteller zuzustellen (Postzustellungsurkunde).
Wahlprüfungsverfahren erheb^311̂ ^  endeb s°fern keine Einwendungen im 
nannten Frist, ansonsten nneh W6J df  ’ nach Ablaaf der im Abs. 1 Satz 2 ge- prüfunffcTT«v.f„T. . nacb unanfechtbar ppwnHonor ___, \,vat

§ 26

nannten Frist, ansonstennaeh ? Mch Ablauf der Ab*-1 Satz 2prüfungsverfahren bzw rmnb j f 1! ccb b̂ar gewordener Entscheidung im Wal fahren gern. § 9 Abs 9 endet u- Ŝ,hluß der Wiederholungswahl. Läuft ein V£ gung dieses Verfahrens’. Tatigkeit des Wahlvorstandes mit der Beenc

§ 27
Nachrücken von Wahlbewerbern

w lw M te ^ u z frg e n “ “  Wahlbewerbers. <tem ein Sitz zugeteilt wurde, ist

<2> Der WaMleiter Stel“ leSt’ Wer “ stelle des Ausgeschiedenen nachrückt.
vorhanden, bleibt d e ^ ^ z  bOTnofe-h d‘e nachrüdif;n könnten, nicht n Konvents unbesetzt. Sind auf diesp 1G Sibze für die restliche Amtszeit 
unbesetzt, findet für den R ä d e r ^ te T e iT ^ f  ^  Ü° °/o dGr SitZG GinGr G™ tragt, eine Ergänzungswahl innerhalb h;m fern diese mehr als 9 Monatevon der Ergänzungswahl nicht berührt ^  Gruppe statt- Besetzte Sitze wer
16

n . WAHLEN DER DOZENTEN UND DER WI SS' 5?* c t x A l ’C* ̂  NBEDIENSTETEN UND DER STUDENTEN Z
§ 28

(D Rür die Wahlen der Dozenten und der wissenschaftlichen Bediensteten zum 
Senat gelten die §§ 1 bis 27 entsprechend.
<2) Die Wahlen werden gleichzeitig und zusammen mit den Wahlen zum Kon-
Vent durchgeführt.
(3) Der Wahlvorstand und die Wahlausschüsse für die Wahlen zum Konvent sind 
auch zuständig für die Wahlen zum Senat.

%  (4) Für die Wahlen zum Senat sind zur Unterscheidung von den Wahlen zum 
°Pvent farblich unterschiedliche Stimmzettel zu veiwen

£> Der Wahlvorstand soll Vorkehrungen dafür ^ e£fe": '̂ ummenabgabe füfdie die Wahlen zum Senat in dem Stimmlokal, in dem die f  “ päserforderlich,S f 1»®  ®  Konvent erfolgt, vorgenommen werdenRotten für die Stimmenabgabe für die Wahlen zum Senat gesunde
v®wendet werden.

§ 29
Vertreter der Studenten für den Senat werden gemäß § 17 Nr. 2 Untrere.- 

a sgesetz vom Studentenparlament gewählt.

Hl. WAHLEN ZU DEN FACHBEREICHSKONFERENZEN

§ 30
Wahlen zu den Fachbereichskonferenzen

f Ur die Wahlen der Dozenten, der wissenschaftlichen^Bad^ SJ^ichskonferenzen 
„ Und der nichtwissenschaftlichen Mitaibeitei za nichts anderes bestimmt %  f Glten die §§ 1 bis .21? entsprechend, sofern nachfolgend nie

• 3%



setzung^es^^^OTstendes'voriegen6 S°Uen de™ Sena* Vorschläge für die Be'
beschließen d a ß ^ w  vIT gleicben Zeit s^att kann die Fachbereichskonferenz
Aufgabi fÜr die WahIen zum Konvent gleichzeitig dienimmt In diesem v f-n j6S fÜr die ^ ahIen der Fachbereichskonferenz über-
w£iTen i  K o Z n f i6 diG WaWen in dem vom Wahlvorstand für diewarnen zum Konvent bestimmten Stimmlokalen statt.

§ 32
Wahlvorstand

ein Mitglied iede^rv einGS Facbbereicbs hat fünf Mitglieder, ihm gehört jeweils
G ru p p e ^ in 1 i i^ p S ,P“ 1v.m .61116111 FaChbereich an. Ist im Einzelfall eineglieder des' Wahlvnr t € ,̂eicb nicht vertreten, verringert sich die Zahl der Mit­werden jeweils von H an es entsprecbend- Die Mitglieder des Wahlvorstandes 
gewählt Für iedes Tyr? .Vef retern ihrer Gruppe in der Fachbereichskonferenz
V e Z te r  müssen dP v ^  Vertreter Zu wählen' Weder Mitglied nocherireter müssen der Fachbereichskonferenz angehören.
glieder nicht u+°n ihr in den Wahlvoistand zu entsendenden Mit­
vorstandes und ih rnv1 7 C+tZ6ltig’ werden die fehlenden Mitglieder des Wahl- sem Falle mSssPn d eürtreter V°n der Fa^reichskonferenz benannt. In die-
Entsendungsrecht keinen Gebraudi g ^ a c h T angehören’ die von ihrem
(3) Wahlausschüsse werden nicht gebildet.

§ 33
Erklärung über das Wahlrecht

rung erforderhch6^ 11118/̂ u meĥ eren Fachbereichen angehören, ist ihre Erkli
“  “ Sflbe

die keine Erklärung üb«  Fachbereich:
§ 34

Vorschlagslisten
nrnume”  W tefwMWrtrd nUar ZUgelassen’ sie von mindestens vier Pers<ef„“ r S T j l j L ü e  m der jeweiligen Gruppe wahlberechtigt sind. Sind i
nicht e r S r l i l  PerS°nen wahIb“ echtigt, ist eine" Unterstützur

§ 35
Aufbewahrung der Wahlunterlagen

Die Wahlniederschriften nebst Anlagen sind dem Dekan zu übersenden Der De kan hat sie wahrend der Amtszeit der • u , e uoersenaen. uer ueAmtszeit aer Fachbereichskonferenz aufzubewahre
18

pder auf§i'und dieser Unterlagen ihm nach § 27 Abs. 2 obliegenden Entscheidu 
gen zp treffen. Er kann sich hierzu der Unterstützung des Wahlamts bedienen.

§ 36


